
                                   
 Auf einen Blick  

Die soziale Polarisierung in Deutschland 

ist leider kein Mythos, wie wirtschaftsnahe 

Kreise gern behaupten. Doch diese 

Beschönigungen beruhen auf verzerrten 

und veralteten Daten. Tatsächlich hat sich 

die Einkommens- und Vermögensverteilung 

in den letzten zehn Jahren massiv 

verschlechtert. Die sozialstaatlichen 

Systeme können diese Entwicklung nicht 

ausgleichen und beabsichtigen es oft auch 

nicht, da sie – z.B. bei der Rentenversiche-

rung – dem Statuserhalt dienen. Viele 

sozial- und steuerpolitische Reformen haben 

die Ungleichheit sogar noch verstärkt. 

Das arbeitgebernahe Institut der deutschen Wirt-

schaft (IW) hat zuletzt mehrfach in Publikationen 

dem Sozialstaat eine überraschend gute Note ausge-

stellt, z.B.: „Einkommensverteilung – der Sozialstaat 

gleicht aus. Der Sozialstaat in Deutschland verhin-

dert eine wachsende Kluft zwischen Arm und Reich“, 

so Titel und Einleitungssatz einer Pressemitteilung 

des IW von 20082. Oder: „Umverteilung – der sozia le 

Ausgleich klappt… Eine Studie des IW zeigt, dass die 

Gesellschaft den am schlechtesten Gestellten kräftig 

unter die Arme greift – und dass es vor allem die 

Gutverdiener sind, die die soziale Sicherung stem-

men“, so Überschrift und Vorspann einer IW Veröf-

fentlichung von 20093.

Soziale Ungleichheit – Illusion oder 
bittere Wirklichkeit?

Diese Aussagen stehen in heftigem Kontrast zu vie-

len anderen. So hat die soziale Kluft laut letztem 

 Armuts- und Reichtumsbericht4 im Rückblick weiter 

zugenommen. Das jährlich erhobene Sozio-ökono-

mische Panel (SOEP) belegt einen kontinuierlichen 

Anstieg der Einkommens-Armutsquote von 1998 bis 

2005. Selbst der Aufschwung nach 2005 hat die ge-

wachsene Einkommensungleichheit so gut wie nicht 

gemindert5. Wie stark die soziale Polarisierung in 
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Deutschland inzwischen ausfällt, lässt sich am 

besten aus der Vermögensverteilung als Resultat 

der ungleichen, besser: ungleicheren Einkom-

mensverteilung ableiten. Danach konnten im 

Zeitverlauf immer weniger private Haushalte we-

gen niedrigen Einkommens Ersparnisse abzwei-

gen, während wenige andere wegen starker Ein-

kommenszuwächse immer mehr Vermögens bil-

dung betreiben konnten. Laut einer DIW-Studie 

auf Basis des SOEP von 2007, die von der Hans-

Böckler-Stiftung gefördert wurde6, besaß zuletzt 

über die Hälfte der Bevölkerung keinerlei Vermö-

gen (darunter 10% nur Schulden); dagegen kon-

zentrierten 30% der Bevölkerung über 90% des 

gesamten Netto-Privatvermögens auf sich (da-

runter die 10 reichsten Prozent sogar über 60 Pro-

zentpunkte davon).

Diese Entwicklungen gehen auf immer un-

gleichere Markteinkommen zurück − und auf 

eine nachlassende Umverteilungswirkung des 

Staates, wie eine weitere DIW-Untersuchung be-

legt. Danach fi el z.B. der Anteil der einkommens-

bezogenen „Mittelschicht“ an der Gesamtbevöl-

kerung auf der Ebene der Nettoeinkommen von 

1991 bis 2006 immerhin von 62,6 auf 53,9%, auf 

der Ebene der Markteinkommen im selben Zeit-

raum aber sogar von 44,0% auf 26,9%7. Nach ei-

ner Studie der OECD8 hat die Ungleichheit der 

Einkommen in Deutschland seit Jahren beson-

ders schnell zugenommen.

Der Hintergrund für diese Entwicklung ist: 

Viele Geldleistungen für Einkommensschwache 

wurden in der Vergangenheit gekürzt oder nicht 

an Wirtschaftswachstum und Preissteigerung an-

gepasst. Dagegen wurden Steuerlasten von Ein-

kommensstarken massiv gesenkt. Z.B. beschert 

die tarifl iche Gesamtwirkung der 1998 begon-

nenen Einkommensteuerreform ab 2005 dem 

Durchschnittsverdiener pro Jahr eine Steuerent-

lastung von 1.340 Euro, dem Spitzenverdiener 

aber von 104.000 Euro – die dieser seitdem Jahr 

für Jahr als „staatliche Vermögensbildungsprä-

mie“ seinem schon großen Vermögensbestand 

hinzufügen kann. Gleichzeitig aber verharren 

 gerade für Niedriglöhner die Belastungen aus 

Lohnsteuern und vor allem Sozialabgaben auch 

im internationalen Vergleich auf einem beson-

ders hohen Niveau, so wiederum jüngst die 

OECD9. Auch bei Berücksichtigung der Vertei-

lung „unentgeltlicher“ öffentlicher Leistungen – 

im Wesentlichen über die staatliche Infrastruktur 

– kommen Beobachter zu großen Gerechtigkeits-

lücken in Deutschland, insbesondere durch un-

gleiche Bildungschancen.

Fragwürdige Daten und Methoden bei 
der Einkommensanalyse

Sollten sich alle diese eben zitierten Stellen im 

Gegensatz zum IW irren? Dieser Frage sollen die 

folgenden Argumente nachgehen – und sie letzt-

lich verneinen. Zunächst engt das IW die Vertei-

lungsanalyse auf die monetären Einkommen ein, 

für die es als empirische Basis die letzte Einkom-

mens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) von 2003 

wählt. Aber mit dem Jahr 2003 kann man wich-

tige Umverteilungsentwicklungen danach nicht 

mehr einfangen: So nicht die komplette Ein-

kommenssteuerreform, Hartz IV ab 2005, die 

Ausweitung des Niedriglohnsektors, die Mehr-

wertsteuererhöhung 2007, den Aufschwung mit 

seinem einseitigen Einkommenswachstum zu-

gunsten von Unternehmen und Einkommens-

starken, die diese erneut entlastenden Reformen 

bei Unternehmenssteuern 2008 und Abgeltung-

steuer 2009. 

Schließlich hat die EVS selbst im Vergleich 

zum SOEP etliche Defi zite10. So erfasst sie nicht 

ausreichend die überproportional von Armut 

und Niedrigeinkommen Betroffenen: Personen 

mit Migrationshintergrund, Kinder unter fünf 

Jahre, jüngere Erwachsene zwischen 25 bis unter 

40 Jahre – darunter viele Alleinerziehende – so-

wie Personen ab 80 Jahre. Vermutlich vorwie-

gend deshalb ist die mit der EVS 2003, genauer: 

mit einer 98%igen Unterstichprobe der EVS er-

mittelte Armutsquote für Deutschland nach EU-

Standard mit 13,1% deutlich geringer als mit 

dem SOEP für 2003 (15,5%)11. Diese Probleme 

nicht repräsentativer Abbildung der Bevölke-

rungsstruktur in der EVS erhöhen sich, wenn 

man wie das IW für seine Untersuchung eine Un-

terstichprobe der EVS von 80% für 2003 wählt, 

also 20% der zu untersuchenden Bevölkerung 

und ihre Einkommensverhältnisse von vorn he-

rein ausblendet.
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Daneben gibt es Einwände gegen das metho-

dische Vorgehen des IW auf der EVS-Basis, zumal 

es im Einzelnen nicht immer vom IW transpa rent 

gemacht wird. So kann man aus der Gegen-

überstellung von Markteinkommen einerseits 

(die viele Haushalte gar nicht erst haben) und 

letztlich verfügbaren Einkommen aller privaten 

Haushalte andererseits nicht ohne weiteres auf 

die zwischen den beiden Ebenen liegenden Um-

verteilungsprozesse schließen, die verschiedene 

staatliche wie private Aktivitäten umfassen. Will 

man den Einfl uss nur der sozialstaatlichen Akti-

vitäten darstellen, darf man aber nicht wie das 

IW z.B. für die Selbstständigen fi ktive Beiträge 

auf „sozialstaatlichem Niveau“ in die Rech nun-

gen einbauen oder vergleichbare Beiträge zu 

 berufsständischen Versorgungswerken berück-

sichtigen. Denn dann verfehlt man das selbst ge-

steckte Ziel − und verfälscht auch das Ergebnis, 

weil z.B. angesichts des überproportional hohen 

durchschnittlichen Selbstständigeneinkommens 

für sie auch besonders hohe (fi ktive oder quasi) 

Sozialversicherungsbeiträge einschließlich eines 

„Arbeitgeberbeitrags“ unterstellt werden. 

Die überschätzten Lasten der Gutverdiener

Aber selbst die sozialstaatlichen Aktivitäten ha-

ben nicht immer umverteilenden Charakter. Das 

gilt vor allem für öffentliche „Leistungen“, die 

auf dem Äquivalenzprinzip beruhen, wonach 

sich die Zahlungen an Personen nach vorange-

gangenen Beiträgen derselben Personen richten. 

Am ausgeprägtesten ist dieses Prinzip in der ge-

setzlichen Rentenversicherung (abgesehen von 

eher marginalen Umverteilungsaspekten wie 

 rentenerhöhenden Kindererziehungszeiten bei 

Frauen u.ä.). Renten sorgen rechnerisch aber zu 

einem erheblichen Anteil dafür, dass hohe Quo-

ten von Armut oder prekären Einkommen, die 

man „vor der öffentlichen Umverteilung“ wegen 

fehlender oder niedriger Erwerbseinkommen 

feststellt, „nach der öffentlichen Umverteilung“ 

auf der Basis von Nettoeinkommen deutlich 

niedriger ausfallen. Dieser rechnerische Umver-

teilungseffekt geht jedoch schon gar nicht auf 

die Hilfe der „Starken“ zugunsten der „Schwachen“ 

zurück, wie das IW nahe legt. 

Noch problematischer als zur „Leistungs-

seite“ der öffentlichen Umverteilung argumen-

tiert das IW zur Aufbringungs- oder Finanzie-

rungsseite durch Sozialversicherungsbeiträge und 

Einkommens- bzw. Lohnsteuer. Wie oben schon 

gesagt: Die Belastungen durch Sozialversiche-

rungsbeiträge von Selbstständigen sind beim IW 

überhöht. Trotzdem erwartet man für die hohen 

und höchsten individuellen Einkommen eine re-

gressive Beitragsbelastung, weil Sozialversiche-

rungsbeiträge nur bis zur Beitragsbemessungs-

grenze gezahlt werden. Und für die Belastung mit 

Einkommenssteuer (Lohnsteuer) erwartet man 

ab dem Spitzensteuersatz bzw. wegen der darauf 

folgenden steuerlichen Proportionalzone eben-

falls einen unterproportionalen Belastungsver-

lauf. Das rechnet das IW auch aus, geht aber auf 

die individuelle Belastungs- oder Entlastungssi-

tuation gar nicht weiter ein. Vielmehr suggeriert 

das IW in beiden Fällen eine überproportional 

steigende Belastung der „einkommensstarken“ 

Haushalte. 

Mit dem Wechsel des Bezugsrahmens betont 

das IW den Anteil der jeweiligen Haushalte am 

Aufkommen von Sozialversicherungsbeiträgen 

und Einkommenssteuer. Dieser Anteil wächst 

laut IW mit steigendem Haushaltseinkommen 

überproportional, weil in hohen Einkommens-

regionen die durchschnittliche Anzahl von bei-

trags- und steuerzahlenden Erwerbspersonen im 

Haushalt – von Partnern und Kindern des Haus-

haltsvorstands – deutlich zunimmt (und weil – so 

darf man vermuten – auch der rechnerische Ein-

fl uss der überhöhten Sozialversicherungsbeiträge 

in diesen Haushalten steigt). Durch diesen Per-

spektivenwechsel „verwandelt“ das IW Gerech-

tigkeitsdefi zite bei Sozialversicherungsbeiträgen 

und Einkommenssteuer in „Solidaritätsüberschüs-

se“; die „Starken“ helfen den „Schwachen“. Also 

braucht das IW an dieser Stelle weder „lästige“ 

Fragen stellen noch beantworten, die sich mit 

steigendem Einkommen z.B. an steuerliche Ver-

meidungsstrategien – legale wie illegale − knüp-

fen lassen, die selbst von Bundes- und Landes-

rechnungshöfen immer wieder empirisch belegt 

und kritisiert worden sind. Solche Vermeidungs-

strategien aber haben gerade bei Selbstständigen 

viel mit Altersvorsorge oder generell Vermögens-

bildung zu tun. 3
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Aber damit nicht genug: Die Einkommens- 

und Lohnsteuer ist nicht die einzige Steuer in 

Deutschland. Betrachtet man anders als das IW 

die ganze Steuerlastverteilung aus direkten und 

indirekten Steuern, kann von einem befriedi-

genden Beitrag der „Starken“ für die „Schwachen“ 

erst recht nicht (mehr) die Rede sein: Die Ge-

winnsteuern (veranlagte Einkommenssteuer, 

Steuern auf Aktien u.ä., Körperschaftssteuer, Ge-

werbesteuer und Zinsabschlag) tragen zum Auf-

kommen aller staatlichen Steuereinnahmen in 

den letzten Jahren nur noch rund 20% bei, 1960 

(1980) waren es immerhin noch 34,7% (24,9%). 

Und diese Gewinnsteuern werden in der Regel 

nicht von Arbeitnehmern und ihren Familien ge-

zahlt, weil deren Einkommensquelle ebenfalls in 

der Regel nur das Lohneinkommen ist. Dagegen 

machen die Steuern, die aus der Entstehung und 

Verwendung von Lohneinkommen stammen – 

also Lohnsteuer, Mehrwertsteuer, Mineralölsteu-

er und andere Verbrauchssteuern, die in die Prei-

se überwälzt werden – seit Jahren rund 70% des 

gesamten Steueraufkommens aus, nachdem ihr 

Anteil 1960 (1980) noch 37,5% (62,0%) betrug. 

Ungleichheit verursachte und 
verlängert die Krise

Das IW beschönigt mit seinen Veröffentlichun-

gen eine schon vor der aktuellen Finanzmarkt-

krise – aus sozialen wie ökonomischen Gründen 

– dramatisch zu nennende Verteilungsentwick-

lung: Dabei ist die Einsicht überfällig, dass auch 

die schiefe Einkommensverteilung Krisenschuld 

trägt, weil sie in Deutschland die Binnennach-

frage lange schon behindert und jetzt die weg-

brechende Exportnachfrage mangels privatem 

und öffentlichem Nachfragepotenzial erst recht 

nicht kompensieren kann. Deshalb würden so-

zial nötige Verteilungskorrekturen – durch eine 

bewusste und zielführende andere Steuer-, Abga-

ben-, Sozial- und Infrastrukturpolitik – auch ein 

willkommener und effi zienter Beitrag zur Krisen-

bewältigung sein. Ohne solche Korrekturen dau-

ern die Konjunktur- und Gerechtigkeitskrisen 

noch länger.


